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Sehr geehrte Damen und Herren,

als Stellungnahme zu dem in Betreff genannten Gesetzentwurf tibermittle ich Thnen den Link zu mei-
nem in der GmbHR 11/13, R 161 erschienenen Kommentar, der sich mit diesem Gesetzentwurf be-
fasst: http://www.gmbhr.de/media/KUNTZEKAUFHOLD 1113.pdf.

Erginzend mochte ich IThnen nachfolgend den eigentlichen Reformbedarf im Offenlegungsverfahren
— an dem der derzeitige Gesetzentwurf weitgehend vorbeigeht — kurz zusammenfassen. Zu diesem
Zweck habe ich anhand aktueller Verfahren eine Typologie der Hartefille aufgestellt, die ich in tabel-
larischer Form beifiige. Daraus ergibt sich folgendes Bild:

I. Unzureichende Anwendungspraxis in Hartefillen

In einer Vielzahl von Fallen wird das Bundesamt fiir Justiz seiner Aufgabe nicht gerecht, die gesetzli-
che Offenlegungspflicht in angemessener Weise durchzusetzen.

1. UnverhiltnismaRiger Verschuldensmalstab

Das Bundesamt fiir Justiz neigt dazu, Ordnungsgelder festzusetzen und beizubehalten, ohne zu prii-
fen, ob dem betreffenden Unternehmen im konkreten Fall ein Vorwurf zu machen ist.

Dies ging in einem Fall so weit, dass das Bundesamt fiir Justiz dem Steuerberater einer GmbH regel-
recht einschiichterte und diesen - so empfand dieser es zumindest - faktisch dazu nétigte, eine Bilanz
der Gesellschaft zu vertffentlichen, die den Grundsdtzen ordnungsgemalBer Bilanzierung mangels
vorhandener Unterlagen nicht entsprechen konnte (Ziff. 1. a).
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In einem anderen Fall hatte der Geschéaftsfiihrer einer GmbH einen Veroffentlichungsversuch unter-
nommen, bevor das Ordnungsgeldverfahren eingeleitet worden war. Dieser war gescheitert, was der
Geschiftsfithrer, obwohl er nach Erhalt der Androhung unmittelbar reagierte, erst nach Ablauf der
Nachfrist bemerkte (Ziff. 1. b). Das Bundesamt fiir Justiz setzte gleichwohl ein Ordnungsgeld fest.

In einem weiteren Fall entstanden einer GmbH durch den Wechsel ihres Steuerberaters Probleme
bei der Bilanzerstellung. Das Unternehmen holte die Verdffentlichung vor Festsetzung des Ord-
nungsgeldes nach und wies auf die besonderen Umstande hin. Dennoch verhingte das Bundesamt
fiir Justiz ein Ordnungsgeld. Als Begriindung wurde angegeben:

Einwendungen, die lediglich auf praktische Probleme abzielen - wie etwa ein Steuerberaterwech-
sel und Krankheit des Geschiiftsfithrers - greifen ebenso wenig durch wie eine Unkenntnis von der
gesetzlichen Offenlegungspflicht.”

Bei einem solchen Malistab fragt man sich, welcher Spielraum fir eine unverschuldete Versdumnis
bleiben soll.

Diese Frage stellt sich auch in einem weiteren Fall, in dem die Gesellschafter auf eine wirksame Sat-
zungsanderung vertrauten, mit der sie das Geschaftsjahr umstellen wollten. Aufgrund einer zu spé-
ten Handelsregistereintragung war die Umstellung des Geschdftsjahres jedoch unwirksam. Das Ver-
sehen wurde erst aufgrund einer Androhung des Bundesamts bemerkt, konnte jedoch innerhalb der
Nachfrist nicht mehr geheilt werden (Ziff. 1 d). Das Bundesamt fiir Justiz setzte gleichwohl ein Ord-
nungsgeld fest. Dieses hatte trotz einer sofortigen Beschwerde auch vor dem Landgericht Bonn Be-
stand. Letzteres zeigt, dass auch einige Kammern am Landgericht Bonn sich in Offenlegungsfallen mit
einem praktikablen VerschuldensmalBstab schwer tun,

2. Rechtswidrige Festsetzung und Beibehaltung von Ordnungsgeldern

Das Bundesamt fiir Justiz beharrt in Einzelfillen selbst dann auf Ordnungsgeldfestsetzungen, wenn
diese rechtswidrig waren.

Dies zeigt sich exemplarisch in einem Fall, in dem eine GmbH gegen ein weiteres (drittes) Ordnungs-
geld vorgegangen war. Die Beschwerde wurde vom Landgericht Bonn zwar abgewiesen. Gleichzeitig
machte das Gericht jedoch darauf aufmerksam, dass das - in der Zwischenzeit bestandskraftig ge-
wordene - erste Ordnungsgeld rechtswidrig gewesen war, da zwischen Androhung und Festsetzung
gin Zeitraum von mehr als zwei lahren gelegen hatte (Art. 9 Abs. 1 EGS5tGB; Ziff. 2 a). Die nachfolgen-
den Bemiihungen der GmbH, das Bundesamt fiir Justiz dazu zu veranlassen, das erste Ordnungsgeld
aufzuheben, stieRen auf den Widerstand des Bundesamts fiir Justiz. Dieses argumentiert mit der
Bestandskraft des festgesetzten Ordnungsgeldes.

In einem weiteren Fall ignorierte das Bundesamt flir Justiz die aufschiebende Wirkung einer soforti-
gen Beschwerde und verhingte nachtriglich ein zweites Ordnungsgeld Giber 5,000 €, obwohl die
Vertiffentlichung erfolgt war, bevor das Landgericht Bonn Gber die Beschwerde gegen das erste Ord-
nungsgeld entschieden hatte (Ziff. 2 b). Auch in diesem Fall ist das Bundesamt fiir Justiz bislang nicht
zur Aufhebung, Niederschlagung oder zum Erlass des zweiten Ordnungsgeldes bereit.
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3. Finanzielle Hartefille

Auf besonderes Unverstindnis stoRt nach den Erfahrungen des Verfassers immer wieder die fehlen-
de verniinftige Relation zwischen Ordnungsgeldhthe und Ertragskraft eines Unternehmens.

Eine Herabsetzung von Ordnungsgeldern wird durch das Bundesamt fiir Justiz beispielsweise auch
dann nicht vorgenommen, wenn das festgesetzte Ordnungsgeldvolumen die Jahreseinnahmen der
Gesellschaft iibersteigt (Ziff. 3 erster Punkt) oder wenn eine Aufrechterhaltung des Unternehmens
ersichtlich nur durch groRe personliche Opfer eines Alleingesellschafter-Geschaftsfiihrers moglich
gewesen ist (Ziff. 3 zweiter Punkt).

4. Inaktive Gesellschaft

So gut wie immer zeigt sich bei betroffenen Unternehmen ein besonders hohes Mal an Unverstédnd-
nis, wenn das Bundesamt fiir Justiz Ordnungsgelder gegen inaktive Gesellschaften festsetazt.

In einem Fall handelte es sich um eine kleine Aktiengesellschaft, die bereits beim Gewerbeamt ab-
gemeldet war, aber nicht reguliir geldscht werden konnte, da nicht mehr simtliche Gesellschafter
erreichbar waren. Das Bundesamt fiir Justiz setzte gleichwohl Ordnungsgelder im Volumen wvon
20.000 € fest (Ziff. 4 erster Punkt). Die schematische Begrindung des Bundesamts fiir Justiz:

LJAuch bei Ruhen der Geschiftstitigkeit besteht die Offenlequngspflicht fort, do die Gesellschaft
weiterhin existiert und nicht im Handelsregister geldscht ist.”

Dieser Satz ist erkennbar keine tragfdhige Begriindung. Dies steigert bei den betroffenen Unterneh-
men die Vermutung, Ordnungsgelder wiirden iberwiegend im fiskalischen Interesse verhingt.

5, Flucht aus dem Ermessen

Die rigorose Vorgehensweise bei der Festsetzung von Ordnungsgeldern steht und fallt mit einer Pré-
misse, die vom Bundesamt fiir Justiz immer wieder aufgestellt und leider auch vom Landgericht Bonn
geteilt worden ist, jedoch von Gesetzes wegen nicht zutrifft, namlich der Auffassung, bei der Festset-
zung und Beitreibung von Ordnungsgeldern gébe es kein Ermessen.

Exemplarisch schreibt das Bundesamt fiir Justiz:

.5ie haben einen Antrag auf Erlass der gegen die Gesellschaft bestehenden Ordnungsgeldfor-
derung gestellt. Ein Billigkeitserlass ist im Gesetz jedoch nicht vorgesehen. Ein Ermessensspiel-
raum ist mir leider nicht gegeben.” (Ziff. 5)

Die Anzahl dieser und dhnlicher Formulierungen ist Legion. Fiir den Bereich der Festsetzung von Ord-
nungsgeldern ist dies wegen der in § 335 Abs. 2 Satz 1 HGB enthaltenen Verweisungsvorschriften auf
die entsprechenden Bestimmungen des FamFG, die zahlreiche Ermessensregelungen enthalten,
falsch (vgl. dazu GmbHR 11/13, R 161). Aber auch im Bereich der Beitreibung von Ordnungsgeldern
greift diese Auffassung nicht. Das Bundesamt fiir Justiz zieht von sich aus regelméRig § 58 der Bun-
deshaushaltsordnung (BHO) heran. Danach ist das Amt zum Vergleichsabschluss berechtigt, ,,wenn

amiaH

"|[:.H|I‘ |

il



e |I

2.4 amt¢eiM .

-4 - i‘r-ll,'l.l:;l?III ]i_-“-J'i,_rl |'”_||"|~_-‘-- |
I'I [ SLse-t] 5 - ﬁmbH

dies fiir den Bund :weckmiifiig und wirtschaftlich ist”. Dagegen unterldsst das Bundesamt fiir Justiz
regelmilig jeglichen Hinweis auf § 59 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 BHO, wonach Ordnungsgelder niederge-
schlagen oder erlassen werden kénnen, um besondere Hérten zu vermeiden. Logischerweise handelt
es sich jeweils um Einzelfall-Betrachtungen. Genau diese Betrachtungen will das Bundesamt fiir Justiz
offensichtlich nicht anstellen,

Die systematische Verweigerung eines Ermessens durch das Bundesamt fiir Justiz |4sst sich als eine
wFlucht aus dem Ermessen” beschreiben, die allerdings gesetzlich nicht vorgesehen ist.

6. Nachtragliche Festsetzung von Ordnungsgeldern (mehr als 12 Monate nach Androhung)

Die nachtrdgliche Festsetzung von Ordnungsgeldern wird vom Bundesamt fiir Justiz mit dem Argu-
ment verteidigt, dass die Offenlegungsvorschriften nicht nur einen priventiven, sondern auch einen
repressiven Zweck verfolgten. Eine gewisse repressive Funktion ist einem Ordnungsgeld zwar inhi-
rent, die nachtrégliche Festsetzung von Ordnungsgeldern fiihrt jedoch zu einer Vielzahl von Proble-
men, die teils systematischer (unzuldssige Gleichsetzung des Ordnungsgeldes mit einem BuRgeld),
teils verjéhrungsrechtlicher, teils prozessualer Natur sind und nicht zuletzt auch mit mangelnder Ak-
zeptanz bei den Betroffenen einhergehen. Insbesondere in Fillen, in denen zwischen der Versffentli-
chung und der nachtriglichen Festsetzung ein langerer Zeitraum liegt, sehen sich die betroffenen
Unternehmen nach den Erfahrungen des Verfassers massiv bestraft, und zwar nicht in erster Linie
wegen einer versiumten rechtzeitigen Offenlegung, sondern trotz erfolgter Offenlegung.

Der aktuelle Gesetzentwurf wilrde dazu fiihren, dass eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand
in Fallen nicht méglich wére, in denen das Ordnungsgeld mehr als ein Jahr nach erfolgter Androhung
festgesetzt wiirde, also gerade in Féllen, die ohnehin bereits rechtlich und hinsichtlich ihrer Akzep-
tanz hochproblematisch sind,

7. Nachtrégliche Festsetzung von Ordnungsgeldern iHv mehr als 2.500 €

Im Bemiihen um eine gewisse Systematik bei der Rechtfertigung nachtraglich festgesetzter Ord-
nungsgelder hat sich das Landgericht Bonn in seiner Rechtsprechung ab 2011 dazu durchgerungen,
nachtraglich festgesetzte Ordnungsgelder insoweit aufzuheben, als sie den ,Mindestbetrag” von
2.500 € libersteigen. Die Richter am Landgericht Bonn argumentieren in diesen Fillen mit dem Weg-
fall der priventiven Funktion nach erfolgter Offenlegung. Die repressive Funktion rechtfertige es
regelmaRig nicht, iber den , Mindestbetrag” hinaus zu gehen.

In einer Reihe von Fillen, die vor der Rechtsprechungsénderung des Landgerichts Bonn lagen, hat das
Bundesamt nachtrigliche Ordnungsgelder festgesetzt, die iiber dem ~Mindestbetrag” lagen (Ziff. 7).
Das Bundesamt fiir Justiz hat diese Ordnungsgelder nach Bekanntwerden der Rechtsprechungsinde-
rung in keinem dem Verfasser bekannten Fall herabgesetzt.

8. Fehlender Anhang

Mit Einfiihrung des MicroBilG wurde Kleinstunternehmen die Maglichkeit eingerdumt, den Jahresab-
schluss beim elektronischen Bundesanzeiger zu hinterlegen, wobei in diesen Fillen auf die Veraffent-
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lichung eines Anhangs verzichtet werden darf. Fiir die Vergangenheit gilt dies jedoch nicht. Das Bun-
desamt fiir Justiz hat in zahlreichen Fillen gegen offenlegungspflichtige Unternehmen Ordnungsgel-
der nur deshalb festgesetzt, weil diese den Anhang nicht rechtzeitig offen legten. Wie der Gesetzge-
ber des MicroBilG erkannt hat, hat der Anhang bei vielen kleineren und Kleinstunternehmen jedoch
keinerlei Bedeutung.

Exemplarisch ist nach Auffassung des Verfassers ein Fall, in dem ein Geschaftsfiihrer nach Lektiire
des Gesetzestextes ins Eingabefeld eintrug: , Wir haben zum Anhang nichts zy sagen”. Die Gesell-
schaft wurde mit einem Ordnungsgeld bestraft (Ziff. 8 zweiter Punkt). Angesichts der Regelung in
§ 335 Abs. 1 HGB, in der nicht ausdriicklich auf den offenzulegenden Anhang hingewiesen wird, und
angesichts des Fehlens jeglicher relevanter Zusatz-Information ist eine Sanktionierung in solchen
Féllen unverhdltnismiRig.

9. Transparenz

Manche Unternehmen sind die von der Offenlegungspflicht deshalb besonders betroffen, weil die
verdffentlichten Zahlen fiir das Unternehmen oder dessen Gesellschafter eine erhebliche Gefihr-
dung darstellen wiirden. Diesbeziiglich ist dem Bundesamt fiir Justiz kein Vorwurf zu machen, dass es
eine solche Ausnahme nicht anerkennt. Denn eine entsprechende Hértefallregelung fehlt im Gesetz.
Eine solche wire jedoch nach Uberzeugung des Verfassers nicht nur sinnvoll, sondern auch aus
rechtsstaatlichen Griinden nétig. Sie wire auch leicht umsetzbar. Beispielsweise stinde die Einfiih-
rung eines Abs. 7 in § 335 HGB:

»Die Absdtze 1 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der offenlegungspflichtigen Gesellschaft durch
die Offenlegung ein konkreter und erheblicher Nachteil droht, der varaussichtlich auf andere Wei-
se, abgesehen von einem Wechsel der Rechtsform und damit vergleichbaren Mafinahmen, nicht
abgewendet werden kann. Die bevorstehende Ubernahme durch einen Dritten stellt in der Regel
keinen Héirtefall dar.” (vgl. Beilage zu Gi Nr. 47-48/09, anbei als pdf)

im Einklang mit der Rechtsprechung des EuGH.

Il. Ergebnis

Die unzureichende Anwendungspraxis in Hartefille bestitigt den in der Entschliefung des Bundesta-
ges vom 29.11.2012 aufgezeigten Reformbedarf bei den Offenlegungsvorschriften, zeigt aber auRer-
dem, dass der vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung keinen der aufgezeigten Hirtefille
fur die Vergangenheit entscharft, sondern im Gegenteil die meisten dieser Hirtefdlle fiir die Zukunft
rechtlos zu stellen versucht.

Dies zeigt sich insbesondere beim unverhiltnismaBigen VerschuldensmaRstab (Ziffer 1) und der
»Flucht aus dem Ermessen” (Ziffer 5), aber auch bei finanziellen Hartefillen (Ziffer 3) und inaktiven
Gesellschaften (Ziffer 4). Die neu geschaffene Rechtsmittelmoglichkeit wiirde den betroffenen Un-
ternehmen nichts niitzen, weil die Hartefélle de lege lata ,,abgeschafft” wiirden. Es wire auch damit
zu rechnen, dass das Bundesamt fiir Justiz noch stirker an der Bestandskraft auch von rechtswidrigen
Ordnungsgeld-Festsetzungen festhélt als bislang schon (Ziffer 2).



Lediglich in bestimmten Fillen der nachtriglichen Festsetzung von Ordnungsgeldern soll es zu einer
geringeren als der derzeitigen Sanktion kommen. Dass die Bundesregierung allein bei diesem Hirte-
fall auf ein ,Einsparvolumen® von 20 Millionen Euro kommt, spricht Binde.

Insgesamt ist festzuhalten, dass der Gesetzentwurf im Wesentlichen zur Folge hitte, dass die aufge-
zeigten Hartefille zum GroRteil verwaltungsmiRig , bereinigt” wiirden. Dies ginge zu Lasten der da-
hinter liegenden unternehmerischen Schicksale sowie des rechtsstaatlich gebotenen Verhéltnismé-
Rigkeitsgrundsatzes. Beides sollte der Rechtsausschuss nicht zulassen.
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Typologie der Hartefdlle

Hartefall Typ

Falle

UnverhdltnismaRiger
VerschuldensmaRstab

a) Pfandung von Gesellschaftsanteilen und Liquidation, Unterlagen nicht vorhanden
EHUG 00126720/2010, JA 2008, A 8.02.2011, E 1.03.2011, OG 13.04.2011 iHv 2,5 T€, B 28.04.2011, VER 05/2011, LG Bonnv. 27.01.2012 (16 T 17/12) abgew.

Anm.: Der vormalige Allein-Gesellschafter und GF der GmbH war von 2002 bis 2008 wegen Betruges inhaftiert. Er hatte weder Steuererklarungen abgegeben noch
Bilanzen aufgestellt. Am 30.12.2009 wurde er durch einen Glaubiger der GmbH abgel6st, der die Gesellschaftsanteile gepfandet hatte und sofort die Liquidation der
Gesellschaft einleitete. Nach Ubernahme stellte dieser fest, dass kein geregelter Geschiftsbetrieb vorhanden war. Auf den E hin teilte das Bf] mit, eine Ausnahme
von der Offenlegungspflicht sei grundsatzlich nicht moglich.

Aus der B des StB: ,,Zur Vermeidung weiterer Ordnungsgeldfestsetzungen haben wir daher — nach telefonischer Riicksprache mit der zustdndigen Sachbearbeiterin
am Bundesamt fiir Justiz — nunmehr den Jahresabschluss bzw. eine Bilanz auf den 31.12.2008 in der Weise erstellt, dass hierbei die aus den vorhandenen bzw. aufge-
fundenen vertraglichen Unterlagen ersichtlichen Werte in Ansatz gebracht wurden, auch wenn diese Bilanzierung kaum mit den eigentlich anzuwendenden
Grundsdtzen ordnungsgemdfSer Bilanzierung vereinbar sein diirfte.”

b) Einreichungsversuch vor Einleitung des OG-Verfahrens gescheitert

EHUG 00295204/2008, JA 2006, A 17.04.2008, E 25.04.2008, VER 13.08.2008, OG 10.10.2008 iHv 2,5 T€

Anm.: Der GF der GmbH hatte am 1.04.2008 einen Einreichungsversuch beim elektronischen Bundesanzeiger vorgenommen. Versehentlich hatte er dabei nur eine
Zwischenspeicherung vorgenommen. In seinem E teilte er noch mit: ,Die Gesellschaft ist ihrer Offenlegungspflicht bereits nachgekommen.” Mit Schreiben vom
17.07.2008 wies ihn das BfJ darauf hin, dass eine Einreichung nicht festgestellt werden konnte. Der GF antwortete mit Schreiben vom 6.08.2008, indem er auf die
mitgeschickten Kopien hinwies. Erst am 13.08.2008 wies der elektronische Bundesanzeiger den GF darauf hin, dass lediglich eine ,Vorlage” erstellt worden sei, die
er aber ,,wohl versehentlich nicht an den Bundesanzeiger Verlag tibermittelt” habe. Am gleichen Tag erfolgte die VER. Dennoch setzte das BfJ ein OG fest.

c) Beraterwechsel

EHUG 00401576/ 2008, JA 2006, A 28.9.2008, E 29.11.2008, VER 8.6.2009, OG 20.10.2009 iHv 2,5T€.

Im Schreiben v. 9.12.09 schildert Stb detailliert die aufgrund eines Beraterwechsels entstandenen Bilanzierungskomplikationen. Das Schreiben wird als sofortige
Beschwerde ausgelegt, die wegen Fristversaumnis fur unzuldssig erklart wird. Aus der Stellungnahme des Bf): ,, Einwendungen, die lediglich auf praktische Probleme
abzielen - wie etwa ein Stb-Wechsel und Krankheit des Gf - greifen ebenso wenig durch wie eine Unkenntnis von der gesetzlichen Offenlegungspflicht”.

d) Vorweg genommene Satzungsinderung

EHUG 00003117/2008, JA 2006, A 12.02.2008, OG 11.03.2009, sB 26.03.2009, LG Bonn 22.02.2010 (34 T 528/09) abgew.

Anm.: Die Gesellschafter der GmbH beschlossen am 1.10.2005, das Geschaftsjahr auf 1.10.-30.09. umzustellen und bilanzierten ein Rumpfgeschaftsjahr vom
1.01.2005 bis zum 30.09.2005. Der miindlich gefasste Beschluss wurde versehentlich erst am 29.05.2007 zur Eintragung angemeldet. Nach Erhalt der A bemerkten




die Gesellschafter das Versehen, konnten die Bilanzen aber nicht mehr innerhalb der Nachfrist umstellen.

Rechtswidrige  Fest-
setzung und Beibehal-
tung von Ordnungs-
geldern

a) Verjahrung

* EHUG 369952/ 2008, JA 2006, A 27.9.08, 1. OG 24.1.11 iHv 2,5 T€ (+ A 2. 0G), 2. OG 4.04.2011 iHv 5 T€ (+ A 3. OG), VER 8.11.2011, 3. OG 5.6.12 iHv 7,5 T€, herab-
gesetzt nachtréglich auf 2,5 T€, LG Bonn 28.12.2012 (11 T 438/12): 1. OG war rechtswidrig, da Androhung nach Art. 6 | EGStGB verjihrt, aber keine Aufhebung, da
kein Rechtsmittel eingelegt wurde.

Anm.: Das BfJ verweigert eine Aufhebung mit dem Argument der Bestandskraft.

* EHUG 00122289/2010, JA 2008, A 26.01.2011, E 30.01.2011, OG 4.04.2013

Anm.: OG héatte wegen verjahrter A nicht festgesetzt werden dirfen (Art. 6 | EGStGB)

b) Aufschiebende Wirkung der sofortigen Beschwerde
EHUG 230689/2008: 1. 0G 8.1.2009 + A 2. OG i.H.v. 5 T€, sB v. 20.1.2009, VER 12.3.2009, LG Bonn 31.8.2010 (16 T 329/09), 2. OG 11.10.2010 Uber 5 T€.

Anm.: Nach § 24 Abs. 1 FGG a.F. hatte die sofortige Beschwerde aufschiebende Wirkung. Das Bf) hatte deshalb kein 2. OG festsetzen drfen.

Finanzielle Hartefélle

* EHUG 0015490/2008, JA 2006, OG iHv 2,5 T€. Dieser Betrag deckt sich mit den Jahreseinnahmen der Gesellschaft (1,5 T€ Haftungs- und Geschéftsfiihrervergiitung
+ 1 T€ Zinsen auf das Stammkapital).

* EHUG 00030871/2009, 00182546/2008, 00078310/2009, 00112573/2008, JA 2006 + 2007 (GmbH) und JA 2006 + 2007 (GmbH & Co. KG),: Insgesamt wurden in
den Jahren 2010 und 2011 OG iHv 97,5 T€ festgesetzt.

Anm.: Ursache war eine existenzielle Geschiftskrise des Unternehmens, deren Uberwindung die gesamte Arbeitskraft des Gesellschafter-GF und Unternehmens-
grunders erforderte. Das Bf) will von einem Vergleich (§ 58 BHO) oder einem Teil-Erlass (§ 59 BHO) nichts wissen. Begriindung: Mittlerweile gehe es dem Unterneh-
men wieder besser. Das Gesamtvolumen der OG hat strangulierenden Charakter.

Inaktive Gesellschaft

* Kleine AG zum 31.12.09 abgemeldet beim Gewerbeamt. Kann nicht gelscht werden, da nicht mehr alle Gesellschafter da. 0G: 20 T€
* EHUG 00098113/2008, JA 2006, A 02.03.2008, E 20.03.2008 (inaktiv), OG 29.09.2008.

Aus dem Schreiben des Bfl: ,,Auch bei Ruhen der Geschdiftstdtigkeit besteht die Offenlegungspflicht fort, da die Gesellschaft weiterhin existiert und nicht im HR ge-
léscht ist.”

Verweigertes Ermes-
sen

EHUG: 00167950/2008, OG iHv insgesamt 12,5 T€.

Schr. des Bfl v. 12.7.12: ,Sie haben einen Antrag auf Erlass der gegen die Gesellschaft bestehenden Ordnungsgeldforderung gestellt. Ein Billigkeitserlass ist im Gesetz
jedoch nicht vorgesehen. Ein Ermessensspielraum ist mir leider nicht gegeben.”




Nachtréagliche Festset-
zung von OG (> 1 Jahr)

* EHUG - 0018745/2007, JA 2007, A 21.4.2009, VER 23.5.2009, OG 14.7.2010 2,5 T€

Anm.: Zwischen VER und OG liegen fast 14 Monate.

* EHUG 0019459/ 2009, A 15.4.2009, VER 6.7.2009, OG 7.7.2010 iHv 2,5 T€

Anm.: Zwischen VER und OG liegen 12 Monate.

Aus der B der GmbH v. 16.7.10: , Eine weitere Begriindung fiir die spdte Einreichung ist der angegriffene gesundheitliche Zustand des Vertreters der GF.in ..., der in
Abwesenheit derzeit die GF.in .... vertritt. Wir sind eine sehr kleine Gesellschaft, denen gerade in 2007 und 2008 und bis heute im Rahmen der Weltfinanzkrise die
Umsiitze total eingebrochen sind. Wir kiimpfen ums Uberleben und sind deshalb nicht in der Lage dieses gewaltige Ordnungsgeld aufzubringen.”
(Standard-)Stellungnahme des BfJ v. 20.7.10 zur B: ,Eine Aufhebung des OG aus Billigkeitsgriinden ist gesetzlich nicht vorgesehen”.

* EHUG 00104155/20009, JA 008, A 15.7.2009, VER 24.9.2009, OG 15.11.2010 iHv 2,5 T€

Anm.: Zwischen VER und OG liegen fast 14 Monate.

Nachtragliche Festset-
zung von OG (> 2,5 T€)

(nach inzwischen gefe-
stigter Rspr. des LG
Bonn ist das OG bei
nachtraglicher  Fest-
setzung auf den ,Min-
destbetrag” herabzu-
setzen; z.B. LG Bonn v.
14.06.2011 - 35 T
62/11)

* EHUG 230689/2008, 1. OG 8.1.2009 + A 2. OG i.H.v. 5 T€, sB v. 20.1.2009, VER 12.3.2009, LG Bonn 31.8.2010 (16 T 329/09) abgew., 2. 0G 11.10.2010 tber 5 T€.

* EHUG 00260206/2008, JA 2006, A 11.04.2008, 1. OG 1.10.2008 iHv 2,5 T€, 2. OG 26.03.2009 iHv 5 T€, VER 4.06.2009, 3. OG 15.07.2009 iHv 7,5 T€, sB 30.07.2009,
LG Bonnv. 18.03.2010 (37 T 1032/09) abgew.

Fehlender Anhang

(Verschulden fraglich,
da nach & 325 HGB nur
der JA offen zu legen
ist und der Anhang bei
Kleinstunternehmen
keine eigenstdndige
Bedeutung hat; vgl.
§326 Il HGB n.F.)

* EHUG — 00080881/2008, JA 2006, A 27.02.2008, OG 13.02.2009 iHv 2,5 T€, VER (ohne Anhang) 6.03.2008
* EHUG 0015490/2008, JA 2006, OG iHv 2,5 T€. EHUG 0015490/2008

Anm.: Schreiben des GF v. 25.8.2009 an BfJ: GmbH hat keine Kunden, keine Lieferanten, keine Verbindlichkeiten, keine Forderungen, kein Personal. Die Festsetzung
des OG erfolgte, weil der GF (ein 70jahriger Rentner) nach Lektlire des Gesetzestextes in das Eingabefeld ,Anhang” die Angabe machte: ,, Wir haben zum Anhang
nichts zu sagen”.

Transparenz

Schr. der GmbH v. 17.1.2008: , Wir als kleine GmbH mit hauptsdchlich angestellten Familienangehérigen, kénnten dann auch direkt unsere privaten Steuererkldrun-




gen verdffentlichen, da sich entsprechende Angaben nun problemlos quervergleichen lassen. Zur ausgleichenden Gerechtigkeit miissten dann auch die Personenge-
sellschaften zur Verdffentlichung verpflichtet werden. Aufserdem werden unsere direkten Mitbewerber vort Ort (und auch deutschlandweit) in die Lage versetzt, sich
tiber unsere Ertrdge, Riicklagen und Warenbesténde zu informieren. Und dies diirfte fiir diese (unberechtigterweise) dufSerst interessant sein.”

Legende: A=
E=

0G =

sB=

B=

VER =

Androhung

Einspruch

Festgesetztes Ordnungsgeld
sofortige Beschwerde
Beschwerde

Datum der Verdffentlichung
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Vorschlige zur Anderung der Offenlegungsvorschriften (teil 1)
Dringend gebotene Anderung beim Umgang mit der Publizititspflicht

Fehlende Hirtefallregelung

Im Einzelfall kann die Offenlegung von Jahresabschliissen zu erheblichen Nachteilen bis hin zur Existenz-
gefdhrdung fiihren. Dies kann beispielsweise bei Unternehmen der Fall sein, die einem hohen Wettbewerbs-
druck ausgesetzt sind, aber auch bei Presseunternehmen, denen eine willkiirliche Zensur droht. Durch die
bereits bestehenden gesetzlichen Moglichkeiten zur Beschrankung der Offenlegung werden solche Harten
nicht aufgefangen, da in den Offenlegungsvorschriften gegenwartig eine Ausnahmebefreiung fiir Hartefalle
fehlt. Eine Ausnahmebefreiung in Hartefdllen ist mit der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs
vereinbar. Der EuGH hiélt es fiir zuldssig, wenn nicht geboten, solche Daten von der Offenlegung
auszuklammern, durch deren Vorlage dem betroffenen Unternehmen voraussichtlich ein konkret nachweis-
barer, erheblicher und voraussichtlich nicht wiedergutzumachender Nachteil entsteht.

Eine Ausnahmebefreiung istauch aus verfassungsrechtlichen Griinden vorzusehen, da die verfassungs-
rechtlich gebotene Verhaltnismafiigkeit des in der Offenlegung liegenden staatlichen Grundrechts-
eingriffs in Hartefallen nicht gegeben ist. Uber eine beziiglich der fehlenden Hartefallregelung seit
mebhr als 2 Jahren anhédngige 'mi'-Verfassungsbeschwerde (1 BvR 16/08; vgl. 'Gi' 15/08) wurde bislang
noch nicht entschieden. Es ist dem Gesetzgeber aber unbenommen, einen auch fiir Hartefdlle
verfassungsgemaflen Zustand herbeizufiihren, ohne den Ausgang des verfassungsgerichtlichen
Verfahrens abzuwarten.

Zweckentfremdung des Ordnungsgeldes als Repressionsinstrument

Der Gesetzgeber hat das im Fall der Nichtoffenlegung nach § 335 HGB festzusetzende Ordnungsgeld als ein
vorrangig praventiv einzusetzendes Zwangsgeld konzipiert. Dies kommt in der amtlichen Uberschrift des
sechsten Unterabschnitts zum Ausdruck (,, Straf- und Bufigeldvorschriften. Zwangsgelder”), wonach den Straf-
und Bufigeldvorschriften der §§ 331-334 HGB die Vorschrift des § 335 HGB als Zwangsgeldvorschrift folgt.
Dartiber hinaus ergibt sich der Zwangsgeldcharakter aus der Verweisungstechnik des § 335 HGB. Bis zum
31.08.2009 galten fiir das Ordnungsgeldverfahren die Vorschriften des FGG tiber das Zwangsgeldverfahren.
Seit dem 1.09.2009 ist an die Stelle des FGG das Gesetz iiber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) getreten. Zeitgleich wurde § 335 HGB dahinge-
hend geédndert, daf$ anstelle der Verweisung ins FGG eine Verweisung ins FamFG erfolgt, auch dort in den
Abschnitt tiber das Zwangsgeldverfahren. Inhaltlich sind die Verfahrensvorschriften weitgehend gleich.

In der Praxis der Gesetzesanwendung durch das Bundesamt fiir Justiz (nachfolgend Bundesamt) und
das fiir Beschwerden bundesweit allein zustdndige Landgericht Bonn ist der Gedanke, dafs es sich bei
dem Ordnungsgeld im Kern um ein Beugemittel handelt, ins Hintertreffen geraten. Das Bundesamt fiir
Justiz hat wiederholt Ordnungsgelder zu einem Zeitpunkt festgesetzt, als die Offenlegungspflicht
langst erfiillt war. Dies geschah mit der Begriindung, das Ordnungsgeld sei kein Zwangsgeld, sondern
ein gleichermafien repressiv wie praventiv wirksames Sanktionsinstrument. Diese Rechtsauffassung
wurde durch das Landgericht Bonn gestiitzt. Das Gericht schob dabei die gesetzliche Verweisung auf
§ 133 Abs. 2 FGG (jetzt § 389 Abs. 3 FamFG), wonach ein Zwangsgeld nur festzusetzen ist, bis der
gesetzlichen Verpflichtung entsprochen wurde, mit der Begriindung beiseite, daf$ diese Vorschrift nur
,nach Mafigabe der nachfolgenden Absitze entsprechend” anwendbar sei. Gegen die Entscheidung des
Landgerichts Bonn, die den Anwendungsbereich von § 133 Abs. 2 FGG auf Null zusammenschrump-
fenund damit die Verweisung tiberfliissig werden liefs, legten zahlreiche Betroffene unter Berufung auf
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Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, um eine zuverlässige Anzeige und Ausgabe von Geschäftsdokumenten zu erzielen. Die PDF-Dokumente können mit Acrobat und Reader 5.0 und höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Zusammen pro Datei
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 223.23 Höhe: 307.563 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 150 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 225 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 150 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 225 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Warnen und weiter
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ /CourierNewPS-BoldMT /ArialUnicodeMS /ArialNarrow-Bold /ArialNarrow-BoldItalic /CenturyGothic-Bold /ArialNarrow /Impact /CenturyGothic-Italic /Arial-Black /TimesNewRomanPS-BoldItalicMT /Arial-BoldItalicMT /Georgia /CourierNewPS-BoldItalicMT /Arial-BoldMT /TimesNewRomanPS-ItalicMT /TimesNewRomanPSMT /Trebuchet-BoldItalic /TimesNewRomanMT-ExtraBold /CourierNewPSMT /TimesNewRomanPS-BoldMT /TrebuchetMS /Arial-BlackItalic /Tahoma /Tahoma-Bold /Verdana-Bold /ArialNarrow-Italic /Verdana /CenturyGothic /Arial-ItalicMT /CenturyGothic-BoldItalic /Georgia-BoldItalic /Georgia-Italic /ArialMT /LucidaConsole /TrebuchetMS-Bold /TrebuchetMS-Italic /Verdana-BoldItalic /CourierNewPS-ItalicMT /Verdana-Italic /Georgia-Bold ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in sRGB konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Gray Gamma 2.2
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Ja
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Ja (Grenzwert für Glättung: 0.1)
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Nein
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
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22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
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das Willkiirverbot die Verfassungsbeschwerde ein. Das Bundesverfassungsgericht wies diese Be-
schwerden mit Beschlufd vom 11.03.2009 zuriick (1 BvR 3413/08). Es argumentierte, die Auslegung des
Landgerichts Bonn sei nicht willkiirlich, weil die Bezeichnung des Ordnungsgeldes als , Zwangsgeld”
ein Redaktionsversehen des Gesetzgebers sein kénne. Ob diese Auffassung noch tragfahig ist,
nachdem der Gesetzgeber bei Einfithrung des FamFG die Verweisung in die Vorschriften tiber das
Zwangsgeld aufrechterhalten und sogar akzentuiert hat (, Unterabschnitt 2. Zwangsgeldverfahren”), ist
in hohem Mafse fraglich.

Verabsolutierung der Mindesthohe des Ordnungsgeldes

Ebenso fraglich ist die Auffassung des Bundesamts, eine Herabsetzung des Ordnungsgeldes sei nur im Fall
geringfiigiger Fristiiberschreitung zuladssig. Hierbei verkennt das Bundesamt die Verweisung in § 335 Abs.
2 HGB auf § 135 Abs. 2 FGG (jetzt § 390 Abs. 4 FamFG), wonach von der Festsetzung eines Zwangsgeldes
abgesehen oder ein geringeres als das angedrohte Zwangsgeld festgesetzt werden kann, wenn es die
Umstéande rechtfertigen. Hatte das Bundesamt diese gesetzlich angeordnete Verfahrensbestimmung ange-
wendet, waren viele Harten in der Gesetzesanwendung nicht entstanden. Das Bundesamt gewahrte
beispielsweise keinen ,Rabatt” in Féllen, in denen die Verantwortlichen eine Offenlegung unternommen
hatten, diese aber aufgrund von Ubermittlungsschwierigkeiten - fiir sie unerkannt — fehlgeschlagen war.
Gleiches gilt fiir Fristiiberschreitungen, die erfolgten, weil Verantwortliche die erforderlichen Unterlagen
nicht an den elektronischen Bundesanzeiger, sondern versehentlich an das Bundesamt schickten.

Wiederholte Festsetzung und Nichtaussetzung der Vollziehung

Das mit dem Gesetz zur Einfiihrung des elektronischen Handelsregisters und des Unternehmensregisters
neue errichtete Offenlegungsregime wirkte sich fiir die meisten betroffenen KMU erst ab dem 1.01.2008 aus.
Seine ganze Scharfe bekam dieses Regime durch die Interpretation des Bundesamts, die sich im Laufe des
Jahres 2008 abzuzeichnen begann. Nachdem die Bundesrepublik Deutschland im Offenlegungsbereich
europaweit jahrzehntelang im Hintertreffen geblieben war - was wiederholt die Kritik von Europédischen
Institutionen heraufbeschworen hatte - , mufiten viele KMU-Verantwortliche zu dem Eindruck gelangen,
dafs auf die legitimen Belange der betroffenen Unternehmen nunmehr keinerlei Riicksicht mehr genommen
werden sollte. Um so wichtiger gestaltete sich die gerichtliche Klarung zahlreicher Rechtsfragen, die mit der
hastigen Einfiihrung des Unternehmensregisters entstanden waren (doppelte Gebiihren- und Entgelt-
zahlung durch die betroffenen Unternehmen, kostenlose und uneingeschriankte Zuganglichkeit des
Registers fiir jeden Dritten, Entgeltfestsetzung durch den Privatbetreiber des elektronischen Bundesanzei-
gers). Nach Durchschreiten des auf eine Instanz beschnittenen ordentlichen Rechtswegs war die verfas-
sungsrechtliche Tragweite vieler Fragen nicht ausgeschopft. Aufgrund dessen zogen zahlreiche Betroffene
vor das Bundesverfassungsgericht. Entgegen der sonstigen Verwaltungs- und Gerichtspraxis sah sich das
Bundesamt nicht in der Lage, den Abschlufs der verfassungsgerichtlichen Verfahren abzuwarten, sondern
drohte neue Ordnungsgelder an, setzte sie fest und leitete Zwangsvollstreckungsmafinahmen ein. Das
Bundesamt vertrat offiziell die Auffassung, dafy eine Aussetzung der Vollziehung bis zum Abschlufi der
verfassungsgerichtlichen Verfahren nicht moglich, da gesetzlich nicht vorgesehen sei. Hierbei verkannte
das Bundesamt, dafs die in § 80 Abs. 4 VwGO niedergelegte behordliche Vollstreckungsaussetzung einen
allgemeinen Rechtsgrundsatz des Verwaltungsrechts darstellt, der auch in Justizverwaltungsverfahren
Anwendung findet, und daf} sich aus § 79 Abs. 2 BVerfGG eine Vorwirkung ergibt, die eine Behorde
verpflichtet, zumindest Uberlegungen hinsichtlich der Vereinbarkeit des eigenen Verhaltens mit verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen anzustellen.

Bereicherung des Bundesamts

Fragt man sich nach dem Grund fiir die beispiellos harte Linie des Bundesamts, was die Festsetzung und
Beitreibung von Ordnungsgeldern anbelangt, gerdt § 335 Abs. 1 Satz 5 HGB in den Blick, wonach
eingenommene Ordnungsgelder dem Bundesamt zuflieflen. Die Festsetzung von Ordnungsgeldern hat
nicht den Etat-Interessen des Bundesamts zu dienen. Umgekehrt hat das Bundesamt dem staatlichen
Interesse an einer fairen Durchsetzung der Offenlegungsbestimmungen zu dienen. Aufgrund der Verwal-
tungspraxis des Bundesamts mufste bei den KMU-Verantwortlichen allerdings der Eindruck entstehen, daf3

das Bundesamt dieser Aufgabe nicht gerecht wird. Es hat sich (wieder einmal) gezeigt, daf$ es so gut wie
unmoglich ist, eine Stelle, die personlich davon profitiert, Sanktionen auszusprechen, mit der geforderten
Neutralitat auszustatten. (Beitrag wird fortgesetzt)

...erscheinen die wéchentlichen Branchenbriefe:
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Gedanken zur Anderung der Offenlegungsvorschriften (reil )
Gesetzes-Vorschlige zur Behebung der genannten Defizite

Mit den nachfolgenden Regelungen sollen die in Teil 1 beschriebenen rechtsstaatlichen Defizite behoben
werden. Eine weitergehende Aussage zugunsten des derzeitigen Offenlegungsregimes ist damit nicht
verbunden. Insbesondere aus volkswirtschaftlicher Sicht begegnet die Offenlegung nach wie vor grund-
satzlichen Bedenken. Hierauf kann mit dem vorliegenden Entwurf aber nicht eingegangen werden.

B. Gesetzesentwurf zu §§ 325, 335 HGB n.F.

Art. 1 - Einfiithrung von § 325 Abs. 7 HGB

Nach § 325 Abs. 6 HGB wird ein neuer Abs. 7 eingefiigt: , (7) Die Absiitze 1 bis 6 finden keine Anwendung, wenn
der offenlequngspflichtigen Gesellschaft durch die Offenlegung ein konkreter und erheblicher Nachteil droht, der

voraussichtlichaufandere Weise, abgesehen von einem Wechsel der Rechtsform und damit vergleichbaren MafSnahmen,
nicht abgewendet werden kann. Diebevorstehende Ubernahme durch einen Dritten stelltin der Regel keinen Hirtefall dar.”

Art. 2 - Anderung des § 335 HGB

1. § 335 Abs. 1 Satz 4 erhélt die folgende Fassung: , Das Ordnungsgeld betrigt mindestens fiinfhundert und
héchstens zwanzigtausend Euro.”

2. § 335 Abs. 1 Satz 5 HGB erhélt die folgende Fassung: , Eingenommene Ordnungsgelder flieflen dem
Bundesministerium der Justiz zu.”

3.In § 335 Abs. 2 Satz 1 geht es nach ,§ 21 Abs. 1,” wie folgt weiter: ,§§ 23, 26 und §§ 48 Abs. 1 Satz 1, 49
Abs. 1des Verwaltungsverfahrensgesetzes sind nach Mafigabe der nachfolgenden Absitze entsprechend anzuwenden.”

4. Nach § 335 Abs. 5a wird der folgende Absatz neu eingefiigt: ,(5b) Das Bundesamt kann die Festsetzung eines
Ordnungsgeldes unter den Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes auf Antrag des
Betroffenen oder kraft Amtes zuriicknehmen oder unter den Voraussetzungen des § 49 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzeswiderrufen. Gegen die Entscheidung findet die Beschwerde nach den Vorschriften des Gesetzes iiber das Verfahren
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit statt, soweit sich nicht aus Absatz 5 etwas
anderes ergibt. Die Beschwerde ist nur zulissig, wenn die Beschwer 500 € iibersteigt.”

C. Begriindung der Neuregelungen

Art.1-§325 Abs. 7 HGB: Die vorgeschlagene Hartefallregelung beriicksichtigt den Unterschied zwischen
lediglich potentiell sensiblen Daten und solchen Daten, deren Verédffentlichung aus prognostischer Sicht
akut riskant ware. Wahrend nur potentiell sensible Informationen im Einklang mit den EU-Richtlinien und
der EuGH-Rechtsprechung nicht geeignet sind, die Offenlegungspflicht entfallen zu lassen, kann sich ein
verantwortlicher Geschéftsfiithrer auf die Harteklausel berufen, wenn die Offenlegung gleichsam treu-
widrig wére, weil der Geschaftsfithrer damit gegen seine Verpflichtung, Schaden von der Gesellschaft
abzuwenden, voraussichtlich verstofien wiirde. Die Ausfiillung des unbestimmten Rechtsbegriffs , konkreter
und erheblicher Nachteil, der voraussichtlich auf andere Weise nicht abgewendet werden kann” kann der Rechtspre-
chung tiberlassen bleiben. Auch wenn aufgrund der Gestaltung der Offenlegung als Justizverwaltungs-
verfahren die zivilrechtlichen Grundséatze zur Beweislastverteilung nicht direkt zum Tragen kommen, ist
damit zu rechnen, daf§ die Rechtsprechung sich hieran orientiert und einen strengen Mafsstab fiir eine
Hartefall-Befreiung zugrunde legt.
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Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, um eine zuverlässige Anzeige und Ausgabe von Geschäftsdokumenten zu erzielen. Die PDF-Dokumente können mit Acrobat und Reader 5.0 und höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Zusammen pro Datei
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 223.23 Höhe: 307.563 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 150 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 225 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 150 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 225 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 150 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Warnen und weiter
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ /CourierNewPS-BoldMT /ArialUnicodeMS /ArialNarrow-Bold /ArialNarrow-BoldItalic /CenturyGothic-Bold /ArialNarrow /Impact /CenturyGothic-Italic /Arial-Black /TimesNewRomanPS-BoldItalicMT /Arial-BoldItalicMT /Georgia /CourierNewPS-BoldItalicMT /Arial-BoldMT /TimesNewRomanPS-ItalicMT /TimesNewRomanPSMT /Trebuchet-BoldItalic /TimesNewRomanMT-ExtraBold /CourierNewPSMT /TimesNewRomanPS-BoldMT /TrebuchetMS /Arial-BlackItalic /Tahoma /Tahoma-Bold /Verdana-Bold /ArialNarrow-Italic /Verdana /CenturyGothic /Arial-ItalicMT /CenturyGothic-BoldItalic /Georgia-BoldItalic /Georgia-Italic /ArialMT /LucidaConsole /TrebuchetMS-Bold /TrebuchetMS-Italic /Verdana-BoldItalic /CourierNewPS-ItalicMT /Verdana-Italic /Georgia-Bold ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in sRGB konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Gray Gamma 2.2
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Ja
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Ja (Grenzwert für Glättung: 0.1)
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Nein
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------
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Art. 2 Ziff.1-§335 Abs.1Satz4 HGB: Der Ordnungsgeldrahmen ist so zu bestimmen, daf$ der Gesetzeszweck
auch bei hartnackiger Weigerung erreicht werden kann (Obergrenze). Andererseits ist darauf zu achten, dafs
die Minimalschwelle (Untergrenze) dem im Regelfall geringen Verschulden Rechnung tragt und von den
Betroffenen nicht als profiskalische Mafsnahme mit Abschopfungscharakter empfunden wird.

Bei Anwendung dieses Mafistabes ist ein Ordnungsgeldrahmen von 500 € bis 20.000 € angemessen und
ausreichend. Bei realistischer Betrachtung gibt es kein Unternehmen, das es dauerhaft vorzieht,
Ordnungsgelder zu entrichten, die in regelméfiigen Abstanden jeweils 20.000 € betragen konnen,
anstatt der Offenlegungsverpflichtung Folge zu leisten. Die eher symbolische Obergrenze kann
deshalb entsprechend herabgesetzt werden. Fiir eine Vielzahl an Klein- und Kleinstunternehmen ist
die aktuelle Untergrenze von 2.500 € dagegen exorbitant hoch. Gerade in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten konnen Betrdge in dieser Grofenordnung das Uberleben eines inhabergefiihrten Unterneh-
mens in Frage stellen. Hinzu kommt, dafs die Rechtsprechung gegenwartig kein Verschulden fordert,
so daf} es auch in Bagatellfdllen zur Festsetzung dieses Betrages kommt.

Art. 2 Ziff. 2 - § 335 Abs. 1 Satz 5 HGB: Damit Ordnungsgelder von den Betroffenen als rechtsstaatlich und
unparteilich zustande gekommen akzeptiert werden konnen, sollten sie nicht unmittelbar derjenigen
Behorde zufliefSen, die sie festsetzt. Da das Bundesamt der Fachaufsicht des Bundesministeriums der Justiz
unterliegt, istesnaheliegend, die Ordnungsgelder der Aufsichtsbehdrde zuzuweisen. Diese kann die Gelder
wahlweise an das Bundesamt zuriickfliefSen lassen oder anderweitig einsetzen.

Art. 2 Ziff. 3 - § 335 Abs. 2 Satz 1 HGB: Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes iiber die
Riicknahme und den Widerruf von Verwaltungsakten sind ein geeigneter Weg, um die Folgen der in der
Einleitung genannten, bislang nichtbehobenen rechtsstaatlichen Defizite des neu geschaffenen Offenlegungs-
regimes spiirbar zu mildern. Der Aufwand ist {iberschaubar, weil es einer gesetzlichen Regelung zur
nachtraglichen Niederschlagung von Ordnungsgeldern fiir den Einzelfall nicht bedarf. Da der Gesetzgeber
das Offenlegungsverfahren als Justizverwaltungsverfahren ausgestaltet hat, konnen die Ordnungsgeld-
festsetzungen, auch soweit sie unanfechtbar geworden sind, unter den allgemeinen verwaltungsrechtlichen
Voraussetzungen nachtraglich abgeandert werden.

Fiir die Frage, ob die tatbestandlichen Voraussetzungen vorliegen, kann das Bundesministerium der
Justiz als weisungsbefugte Aufsichtsbehorde ihre Rechtsauffassung im Wege einer Verwaltungsan-
weisung fiir verbindlich erklaren. Ist das Bundesministerium der Justiz beispielsweise im Einklang mit
den obigen Ausfithrungen der Auffassung, dafs die bisherige Praxis der Zweckentfremdung des
Ordnungsgeldes als Repressionsinstrument rechtswidrig war, kann es das Bundesamt anweisen, in
allen Féllen der nachtraglichen Festsetzung von Ordnungsgeldern den Festsetzungsbescheid zurtick-
zunehmen. Gleiches gilt fiir die Verabsolutierung der Mindesthohe. Hier konnte eine pauschalierende
Ermessensausiibung erwogen werden, wonach Ordnungsgelder, die gegen Erstbetroffene festgesetzt
wurden, im Wege der Teilriicknahme einheitlich auf 500 € herabgesetzt werden.

Ebenso einheitlich 1af3t sich vorgeben, daff Festsetzungen zuriickzunehmen sind, die das Bundesamt in
laufenden Verfassungsbeschwerdeverfahren vorgenommen hat, vorausgesetzt, daf3 es sich nicht um
offensichtlich mifSbrauchliche Verfassungsbeschwerden handelt (dokumentiert durch die Festsetzung einer
Mifsbrauchsgebiihr durch das Bundesverfassungsgericht). Durch die einheitlich vorgegebene Handha-
bung lafsit sich der Verwaltungsaufwand in Grenzen halten. Der dem gegeniiber stehende Gewinn an
Rechtsklarheit und Rechtsstaatlichkeit tiberwiegt deutlich.

Art. 2 Ziff. 4 - § 335 Abs. 5 b HGB: Um den Verwaltungsaufwand fiir die Entscheidungen tiber die
Riicknahme oder den Widerruf von Ordnungsgeldfestsetzungen moglichst gering zu halten, mufS der
Rechtsweg gegen solche Entscheidungen begrenzt werden. Dem dient die Einfithrung einer Mindest-
beschwer, die in Hohe der kiinftigen Untergrenze von Ordnungsgeldern liegen soll. Hierdurch sollen
Betroffene in Bagatellfillen davon abgehalten werden, die im Regelfall aussichtslose nochmalige Uberprii-
fung einer Ordnungsgeldfestsetzung anzustreben. Die Vorschrift diirfte mit der Abarbeitung der oben
beschriebenen rechtsstaatlich defizitiren Ordnungsgeldfestsetzungen aus den Jahren 2008 und 2009
wesentlich an Bedeutung verlieren.
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